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Am 5. April 2019 hat der Conseil d’Etat (Staatsrat - oberstes französisches
Verwaltungsgericht) ein interessantes Urteil zur Klassifizierung eines
Dokumentarfilms abgegeben, der gewalttätige Bilder enthält.

Die Produktionsgesellschaft des Dokumentarfilms „Salafistes“ (Salafisten) hatte
beim Verwaltungsgericht gegen die Entscheidung der Kulturministerin geklagt, die
besagten Film mit einem Aufführungsverbot für Minderjährige unter 18 Jahren
belegt und zusätzlich den Warnhinweis „Dieser Film enthält extrem gewalttätige
und unzumutbare Äußerungen und Bilder, die die Empfindsamkeit des Zuschauers
verletzen könnten“ angeordnet hatte. Das Gericht hatte der Klägerin Recht
gegeben und das Aufführungsverbot für Minderjährige unter 18 Jahren
aufgehoben. Das Berufungsgericht hingegen hob dieses Urteil auf und wies die
Klage der Produktionsgesellschaft ab. Letztere wandte sich schließlich an die
oberste Verwaltungsgerichtsinstanz.

In seinem Urteil verweist der Staatsrat darauf, dass bei einem Film mit
Gewaltszenen zur Feststellung, ob zum Schutz von Minderjährigen und mit Blick
auf die Achtung der Menschenwürde eine der in Artikel R. 211-12 Abs. 4 des Code
du cinéma et de l’image animée (Gesetz über das Kino und das Bewegtbild -
CCIA) vorgesehenen Klassifizierungsmaßnahmen (Verbot für Minderjährige unter
18 Jahren) gerechtfertigt sei, die Art und Weise berücksichtigt werden müsse, wie
diese Gewaltszenen verfilmt seien, d. h. ob ihre Wirkung darin bestehe, Gewalt als
etwas Positives darzustellen oder zu verharmlosen. Zudem müsse der Film auf
Merkmale untersucht werden, die auf eine Distanzierung von der Gewalt
schließen ließen.

Im Falle von Dokumentarfilmen sei ein ausschlaggebendes Moment für die
Klassifizierungsentscheidung, dass diese darauf abzielten, reale Situationen zu
beschreiben und über sie zu berichten und damit zur Schaffung und Verbreitung
von Wissen beizutragen. Die Filmbeurteilung sei Aufgabe des Kulturministeriums
und erfolge unter der Aufsicht des für Anfechtungsklagen zuständigen Richters
und unter Achtung der insbesondere durch Artikel 10 der Europäischen
Menschenrechtskonvention geschützten Informationsfreiheit. Bei der Beurteilung
werde somit eine Unterscheidung zwischen Spiel- und Dokumentarfilmen
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vorgenommen.

Im vorliegenden Fall stellt der Staatsrat fest, dass der Film zahlreiche
Gewaltszenen mit Übergriffen, Morden und Folterungen durch Gruppen zeige, die
sich zum Islamischen Staat (IS) bzw. zu Al-Kaida bekennen. Gleichzeitig werden
Erklärungen von Personen gezeigt, die diese Gewaltaktionen rechtfertigen, ohne
dass dies durch einen kritischen Kommentar begleitet wird. Laut Staatsrat
gehören diese Szenen jedoch zum Filmgeschehen und entsprechen der Intention
des Dokumentarfilms, die Öffentlichkeit über die Realität salafistischer Gewalt zu
informieren. Es gebe zudem einen Warnhinweis zu Beginn des Films sowie am
Filmende eine Widmung an die Opfer der Pariser Terroranschläge vom 13.
November 2015. Beides lasse das Publikum und auch minderjährige Zuschauer
begreifen, dass der Zweck des strittigen Werks darin bestehe, die Gewalttaten
anzuprangern.

Unter Berücksichtigung der Informationsfreiheit folge daraus, dass die strittigen
Filmszenen nicht als Szenen „sehr großer Gewalt“ im Sinne der Bestimmungen
von Artikel R. 211-12 Abs. 4 des Kinogesetzes zu qualifizieren seien, so der
Staatsrat. Das Berufungsgericht habe mit seiner Schlussfolgerung, die
Kulturministerin habe zu Recht ein Aufführungsverbot des Films „Salafistes“ für
Minderjährige unter 18 Jahren angeordnet, den Sachverhalt nicht korrekt
beurteilt. Der Klage der Produktionsgesellschaft auf Aufhebung des Urteils sei
stattzugeben, da der Schutz der Jugend und der Menschenwürde nicht impliziere,
dass die Vorführungsfreigabe des strittigen Films mit einem Verbot für
Minderjährige unter 18 Jahren einhergehe.

Conseil d'État (10e et 9e ch. réunies), 5 avril 2019, Sté Margo Cinéma

Staatsrat (9. und 10. Kammer), 5. April 2019, Gesellschaft Margo Cinéma
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